
INHALT 
 

1 

  Zeitschrift 
zur Praxis 
des Vergaberechts 

Heft 09 | September 2022 
9.00 € Einzelheft 
6.00 € Abonnement 

 

HERAUSGEBER 
RA Dr. jur. Thomas Ax 
 
REDAKTION 
Tobias R.C. Schmitt 

 
 

AX VERLAG 
FÜR VERGABE- UND VERTRAGSRECHT 

09|22 
 

Vergabe 

Prax 



INHALT 
 

2 

  



 INHALT 
 

3 
 

INHALT 
INHALT 3 

Beiträge 5 

Zuschlagskriterium Verwendung nachhaltiger 

Baustoffe 5 

Zuschlagskriterium „kürzere Bauzeit“ 6 

Zuschlagskriterium Transportentfernung bei der 

Klärschlammentsorgung 7 

Preisanpassungsregelung für 

Klärschlammentsorgung 10 

AP: Erfolgreiche Klärschlammentsogungsvergaben

 11 

Laufzeitbeschränkung für Rahmenverträge von 4 

Jahren beachten! 11 

NRW: Nachhaltiges Netzwerk will nachhaltige 

Beschaffung voranbringen 12 

VergMan ® - Vergabemanagement 13 

VergMan Baden-Württemberg ® - VwV 

Beschaffung und Arbeitshilfen 13 

VergMan ® - Beratung für Unternehmen 14 

VergabeManagement - VergMan ®: VGH Baden-

Württemberg, Beschluss vom 19.07.2022 - 1 S 

1121/22: 17 

VergMan ® - Rechtsprechungsreport 27 

VK Sachsen zur Rüge eines unzulässigen 

Verhandlungsverfahrens und eines unzulässigen 

Selbstausführungsgebots und zum Aufgreifen 

präkludierter Vergaberechtsverstöße 27 

VergMan ® - Rechtsprechungsreport 41 

OLG FFM zur Frage der äußersten Dringlichkeit im 

Sinne des § 3a EU Abs. 3 Nr. 4 VOB/A 2019 41 

Aktuelle Ausschreibungen der öffentlichen 

Verwaltung 50 

Seminare 62 

Bestellformular 64 

Impressum 65 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  



INHALT 
 

4 
 

  



Beiträge 
 

5 

Beiträge 
Zuschlagskriterium Verwendung nachhal-
tiger Baustoffe  
 
von Thomas Ax 
 
Nachwachsende Rohstoffe sind die Grundlage für eine 
Vielzahl qualitativ hochwertiger Bauprodukte. Neben 
dem konstruktiven Baustoff Holz steht ein umfangrei-
ches Sortiment an Dämmstoffen, Ausbaustoffen und 
Anstrichsystemen zur Verfügung.  
 
In Deutschland erlebt das Bauen mit Naturbaustoffen 
seit einiger Zeit eine Renaissance – keine Revolution, 
aber ein langsames, stetiges Umdenken. Gründe dafür 
gibt es mehrere: Ein steigendes Bewusstsein für Nach-
haltigkeit, die gute Verarbeitbarkeit vieler Materialien, 
die Sehnsucht nach dem Natürlichen und Ursprüngli-
chen. In puncto Nachhaltigkeit haben Naturbaustoffe 
besonders viel zu bieten: Der Energieaufwand zu ihrer 
Herstellung ist in der Regel gering und ihre Entsorgung 
im Allgemeinen unproblematisch. Vor allem aber ist je-
der Baustoff und jedes Möbelstück pflanzlichen Ur-
sprungs eine Kohlenstoffsenke – der von den Pflanzen 
im Wachstum konservierte Kohlenstoff wird in ihnen 
für viele Jahre und Jahrzehnte gespeichert. So wirken 
Naturbaustoffe auch als Klimaschützer. Holz gehört zu 
den ältesten und universellsten Baustoffen der 
Menschheit. Bei der Holzverarbeitung ist als wichtigs-
ter Schritt die Wahl der richtigen Holzart für den jewei-
ligen Zweck zu nennen. Entscheidend sind die Ansprü-
che an die Gebrauchstauglichkeit, gestalterische As-
pekte und natürlich die Kosten. Holzprodukte werden 
in der Regel mit vergleichsweise geringem Energieauf-
wand hergestellt. 
 
Naturdämmstoffe werden aus Flachs, Hanf, Hobelspä-
nen, Holzfasern, Kork, Roggen, Schafwolle, Schilfrohr, 
Strohballen, Wiesengras oder Zellulose hergestellt. Bo-
denbeläge gibt es aus Holz, Linoleum oder Kork, Teppi-
che bestehen aus Naturfasern (Kokos, Sisal, Baum-
wolle, Seegras, Jute, Papier-Zellulose), Schafwolle oder 
Ziegenhaar.  
 
Bei den Naturfarben unterscheidet man zwischen La-
cken, Lasuren, Ölen und Wachsen und Wandfarben. 
Die Pigmente bei diesen Produktgruppen sind Erd- und 
Mineralpigmente bzw. organische Tier- und Pflanzen-
farbstoffe. Die Bindemittel bestehen z.B. aus Leinöl, Ka-
sein, natürlichen Harzen oder Schellack, die Lösemittel 
aus Alkoholen, Ölen, Terpenen oder Isoaliphaten.  
 

Viele Tapeten bestehen primär aus Papier und damit 
aus nachwachsenden Rohstoffen, häufig enthalten sie 
darüber hinaus aber auch synthetische Zuschläge.  
 
Auch die Bekleidung einer Wand mit Holz ist möglich. 
Holzbekleidungen bestehen aus Massivhölzern oder 
Holzwerkstoffen, z.B. mit unbehandelter, lasierter, ge-
ölter oder gewachster Oberfläche. Faserputze (Baum-
wollputze oder Flüssigtapete) enthalten Fasern und 
Flocken von Baumwolle und Zellulose sowie aus Textil-
fasern wie Viskose, Leinen, Hanf oder Jute.  
 
Zu den Naturputzen gehören außerdem Lehm- und 
Kalkputze auf mineralischer Grundlage, die nicht aus 
nachwachsenden Rohstoffen bestehen.  
 
Der Bieter muss den (wertmäßigen) Anteil der für den 
Bau vorgesehenen Wände angeben, die aus erneuer-
baren Rohstoffen hergestellt werden. 
 
Der Bieter muss den (wertmäßigen) Anteil der für den 
Bau vorgesehenen Fenster angeben, die aus erneuer-
baren Rohstoffen hergestellt werden. 
 
Der Bieter muss den (wertmäßigen) Anteil der für den 
Bau vorgesehenen Farben angeben, die aus erneuerba-
ren Rohstoffen hergestellt werden. 
 
Der Bieter muss den (wertmäßigen) Anteil des für den 
Bau vorgesehenen Isoliermaterials angeben, das aus 
erneuerbaren Rohstoffen hergestellt werden. 
 
Bei der Bewertung des Kriteriums wertmäßiger Anteil 
der für den Bau vorgesehenen Wände, die aus erneu-
erbaren Rohstoffen hergestellt werden, vergibt der 
Auftraggeber für das Angebot mit dem insoweit höchs-
ten wertmäßigen Anteil eine Höchstpunktzahl von 100 
Punkten und ermittelt sodann die entsprechenden 
Punktwerte für die übrigen Angebote im Wege einer li-
nearen Interpolation, wobei deren Ausgangspunkte 
der angebotene insoweit höchste wertmäßige Anteil, 
der mit 100 Punkten bewertet wird, und der insoweit 
niedrigste wertmäßige Anteil von 0 %, der mit 0 Punk-
ten bewertet wird, sind. 
 
Bei der Bewertung des Kriteriums wertmäßiger Anteil 
der für den Bau vorgesehenen Fenster, die aus erneu-
erbaren Rohstoffen hergestellt werden, vergibt der 
Auftraggeber für das Angebot mit dem insoweit höchs-
ten wertmäßigen Anteil eine Höchstpunktzahl von 100 
Punkten und ermittelt sodann die entsprechenden 
Punktwerte für die übrigen Angebote im Wege einer li-
nearen Interpolation, wobei deren Ausgangspunkte 
der angebotene insoweit höchste wertmäßige Anteil, 



Beiträge 
 

6 

der mit 100 Punkten bewertet wird, und der insoweit 
niedrigste wertmäßige Anteil von 0 %, der mit 0 Punk-
ten bewertet wird, sind. 
 
Bei der Bewertung des Kriteriums wertmäßiger Anteil 
der für den Bau vorgesehenen Farben, die aus erneu-
erbaren Rohstoffen hergestellt werden, vergibt der 
Auftraggeber für das Angebot mit dem insoweit höchs-
ten wertmäßigen Anteil eine Höchstpunktzahl von 100 
Punkten und ermittelt sodann die entsprechenden 
Punktwerte für die übrigen Angebote im Wege einer li-
nearen Interpolation, wobei deren Ausgangspunkte 
der angebotene insoweit höchste wertmäßige Anteil, 
der mit 100 Punkten bewertet wird, und der insoweit 
niedrigste wertmäßige Anteil von 0 %, der mit 0 Punk-
ten bewertet wird, sind. 
 
Bei der Bewertung des Kriteriums wertmäßiger Anteil 
des für den Bau vorgesehenen Isoliermaterials, das aus 
erneuerbaren Rohstoffen hergestellt wird, vergibt der 
Auftraggeber für das Angebot mit dem insoweit höchs-
ten wertmäßigen Anteil eine Höchstpunktzahl von 100 
Punkten und ermittelt sodann die entsprechenden 
Punktwerte für die übrigen Angebote im Wege einer li-
nearen Interpolation, wobei deren Ausgangspunkte 
der angebotene insoweit höchste wertmäßige Anteil, 
der mit 100 Punkten bewertet wird, und der insoweit 
niedrigste wertmäßige Anteil von 0 %, der mit 0 Punk-
ten bewertet wird, sind. 
 

Zuschlagskriterium „kürzere Bauzeit“  
 
von Thomas Ax 
 
Die Bauzeit (Ausführungsfrist) ist ein zulässiges Wer-
tungskriterium (siehe z.B. § 16 Abs. 6 Nr. 3 VOB/A). Al-
lerdings muss diese Ausführungsfrist klar definiert wer-
den bzw. allen Bietern von vornherein verständlich sein, 
wie der AG die Bauzeit konkret bewertet.  
 
Eine bloße Vorgabe des Auftraggebers, dass das Ange-
bot mit der kürzesten Bauzeit die höchste Punktzahl er-
reicht, hat weder einen fassbaren Inhalt noch einen 
konkreten Sachverhaltsbezug und ist daher als Zu-
schlagskriterium „Bauzeit“ für die Wertung nicht an-
wendbar (Vergabekammer (VK) Sachsen-Anhalt, Be-
schluss vom 09.07.2014 – 3 VK LSA 67/14 –).  
 
Ein öffentlicher Auftraggeber (AG) hatte für den Neu-
bau einer Sporthalle das Los „Heizung / Lüftung / Sani-
tär“ national öffentlich ausgeschrieben. Als Ausfüh-
rungszeitraum war der 28.07.2014 bis 14.11.2014 vor-
gesehen. Den Bietern war eine Bewertungsmatrix für 

die Zuschlagskriterien übergeben worden, wonach 
dem Zuschlagskriterium „Preis“ eine Gewichtung von 
70 % und dem Zuschlagskriterium „Bauzeit“ eine Ge-
wichtung von 30 % zukam. Innerhalb der Bewertung 
des Kriteriums „Preis“ erhielt das Angebot mit dem 
niedrigsten Preis, innerhalb der Bewertung des Kriteri-
ums „Bauzeit“ das Angebot mit der kürzesten Bauzeit 
jeweils die maximal erreichbare Punktzahl. In den 
Vergabeunterlagen erfolgte keinerlei Erklärung, wie 
die Verkürzung der Bauzeit durch die Bieter nachzuwei-
sen und wie die kürzeste Bauzeit zu definieren sei. Die 
Vergabekammer hebt das gesamte Verfahren auf, da 
die Auswahl des Zuschlagskriteriums „Bauzeit“ durch 
den AG fehlerhaft sei und dadurch keine objektive Zu-
schlagserteilung erfolgen könne. Die bloße Vorgabe, 
dass das Angebot mit der kürzesten Bauzeit die 
höchste Punktzahl erreiche, habe hier weder einen 
fassbaren Inhalt noch ein konkreten Sachverhaltsbezug 
und sei daher mit dieser unkonkreten Formulierung als 
Zuschlagskriterium „Bauzeit“ absolut unanwendbar. 
Dadurch hätten die Bieter keine Möglichkeit, das Zu-
schlagskriterium „Verkürzung der Bauzeit“ auf ihr An-
gebot auszurichten und anzubieten.  
 
Wir schlagen Folgendes vor: "Der Auftraggeber kalku-
liert bei entsprechend besetzter Baustelle, Materialdis-
position und Koordination der verschiedenen Arbeiten 
eine Gesamtausführungsdauer an der Örtlichkeit für 
sämtliche im vorstehenden LV beschriebenen Arbeiten 
von maximal Bsp 200 aufeinanderfolgenden Werkta-
gen (Samstage gelten hierbei nicht als Werktage). Für 
die Ausführung und Fertigstellung der gesamten ausge-
schriebenen Leistungen werden vom Bieter insgesamt 
… (Bietereintrag) aufeinanderfolgende Werktage kal-
kuliert und als verbindlich begrenzter Ausführungszeit-
raum - unter Berücksichtigung und Abwägung von 
Schlechtwettertagen etc. - angeboten und zugesichert 
(Samstage zählen hierbei nicht als Werktage). Die vom 
Bieter eingetragene Ausführungsfrist darf Bsp. maxi-
mal 240 aufeinanderfolgende Werktage betragen; bei 
einer Überschreitung dieser Anzahl wird das Angebot 
des Bieters ausgeschlossen.“ 
 
Bei der vom Bieter anzugebenden Frist handelte es sich 
um eine Vertragsfrist im Sinne des § 5 Abs. 1 Satz 1 
VOB/B. Als Anlage zum Leistungsverzeichnis wird ein 
Bauzeitenplan beigefügt, in dem der zeitliche Ablauf 
der einzelnen Gewerke anhand des von dem Auftrag-
geber kalkulierten Ausführungszeitraums von 200 
Werktagen dargestellt wird. Bei der Bewertung des Kri-
teriums "Ausführungsfrist" vergibt der Auftraggeber 
für das insoweit günstigste Angebot eine Höchstpunkt-
zahl von 100 Punkten und ermittelt sodann die ent-
sprechenden Punktwerte für die übrigen Angebote im 
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Wege einer linearen Interpolation, wobei deren Aus-
gangspunkte die angebotene niedrigste Ausführungs-
frist, die mit 100 Punkten bewertet wird, und die 
höchstzulässige Ausführungsfrist von 240 Kalenderta-
gen, die mit 0 Punkten bewertet wird, sind. 
 
Rechtlich gilt dann Folgendes: Eine angegebene nied-
rige Bauzeit führt nicht zum Ausschluss. Ob ein Bieter 
die von ihm angebotene Leistung tatsächlich auszufüh-
ren in der Lage ist, ist eine Frage seiner Leistungsfähig-
keit und damit seiner materiellen Eignung. Die Eig-
nungsprüfung der Vergabeordnungen dient dazu, die 
Unternehmen zu ermitteln, die zur Erbringung der kon-
kret nachgefragten Leistungen nach Fachkunde, Leis-
tungsfähigkeit und Zuverlässigkeit generell in Betracht 
kommen und die unzureichend qualifizierten Bieter 
auszusondern(vgl. BGHZ 139, 273; X ZR 129/06, Verga-
beR 2008, 641, 643).  
 
Aus § 97 Abs. 4 GWB, wonach öffentliche Aufträge nur 
an fachkundige, leistungsfähige und zuverlässige Un-
ternehmen zu vergeben sind sowie aus dem Gebot der 
Gleichbehandlung folgt, dass der öffentliche Auftrag-
geber die Überprüfung eines Bieters auf seine Eignung 
auch im Interesse der anderen am Auftrag interessier-
ten Unternehmen vornehmen muss (vgl. OLG Düssel-
dorf, Beschl. v. 02.12.2009, VII-Verg 39/09). Die Eig-
nungsprüfung ist eine unternehmensbezogene Unter-
suchung, ob ein Unternehmen nach seiner personellen, 
finanziellen und technischen Ausstattung in der Lage 
sein wird, den Auftrag auszuführen. Im Hinblick auf of-
fene Angebotsbestandteile, deren konkretisierende 
Ausfüllung dem Bieter überlassen ist, hat der öffentli-
che Auftraggeber demnach zu prüfen, ob der Bieter 
tatsächlich in der Lage ist, die Leistung so, wie sie von 
ihm angeboten wird, zu erbringen. Werden objektiv 
unmöglich zu erbringende Leistungen angeboten oder 
bestehen angesichts der personellen, technischen und 
finanziellen Ausstattung begründete Zweifel, dass der 
Bieter die von ihm konkretisierten Leistungsbestand-
teile ordnungsgemäß ausführen kann, so ist er wegen 
fehlender Leistungsfähigkeit als ungeeignet anzusehen 
und ist sein Angebot auszuschließen. 
 
Dann hat sich die Eignungsprüfung demnach nicht nur 
darauf zu erstrecken, ob die Bieter im Hinblick auf die 
nachgefragten Arbeiten leistungsfähig sind. Da der Auf-
traggeber die Frist, innerhalb derer die ausgeschriebe-
nen Leistungen fertigzustellen sind, nicht in der Leis-
tungsbeschreibung festgelegt, sondern die Bieter aus-
drücklich aufgefordert, die erforderlichen Ausfüh-
rungsfristen selbständig zu kalkulieren und verbindlich 

anzubieten, bezieht sich die unternehmensbezogene 
Eignungsprüfung auch auf den Gesichtspunkt, ob der 
Bieter in der Lage sein wird, die konkret von ihm ange-
botene Ausführungsfrist einzuhalten. Würde eine ord-
nungsgemäße Prüfung zu dem Ergebnis gelangen müs-
sen, dass die Kapazitäten der Bieter eine ordnungsge-
mäße Erfüllung nicht erlauben, so wäre ihr Angebot 
demnach bereits auf dieser Prüfungsebene auszu-
schließen. 
 
Bei der Beurteilung der Leistungsfähigkeit handelt es 
sich um eine Prognoseentscheidung (vgl. OLG Düssel-
dorf, Beschluss v. 29.04.2009, VII-Verg 76/08; v. 
05.10.2005, VII-Verg 55/05). Dem öffentlichen Auftrag-
geber steht insoweit ein Beurteilungsspielraum zu, der 
von den Nachprüfungsinstanzen nur daraufhin über-
prüft werden kann, ob das vorgeschriebene Verfahren 
eingehalten worden ist, der Auftraggeber die von ihm 
selbst aufgestellten Bewertungsvorgaben beachtet, 
den zugrunde gelegten Sachverhalt vollständig und zu-
treffend ermittelt, keine sachwidrigen Erwägungen an-
gestellt und nicht gegen allgemeine Bewertungsgrund-
sätze verstoßen hat (vgl. OLG Düsseldorf, Beschl. v. 
29.4.2009, VII-Verg 76/08; v. 28.4.2008, VII-Verg 1/08 
m.w.N.). 
 
Der Umstand, dass ein Bieter eine um Bsp. 40 % kürzere 
Ausführungsfrist als die Mehrheit der Bieter anbietet, 
begründet für sich gesehen keine objektiven Zweifel an 
deren Umsetzbarkeit. Darüber hinaus handelt es sich 
bei der vom Bieter verbindlich anzubietenden Frist um 
eine Vertragsfrist im Sinne des § 5 Abs. Satz 1 VOB/B. 
 

Zuschlagskriterium Transportentfernung 
bei der Klärschlammentsorgung 

 
Ein Zuschlagskriterium Transportentfernung bei der 

Klärschlammentsorgung ist sinnvoll und wie folgt mög-

lich: 

Formblatt Zuschlagskriterien 

Die Angebote werden jeweils nach den Zuschlagskrite-

rien 

- Preis (Angebotspreis) zu 90 % und 

- Transportentfernung zu 10 % 

gewertet. Die Bewertungsmatrix wird nachfolgend be-

schrieben. 
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Der Zuschlag wird auf das Angebot mit den meisten 

Wertungspunkten erteilt. 

Ermittlung der Leistungs- und Wertungspunkte 

Preis 

Die Ermittlung der Leistungspunkte erfolgt auf der 

Grundlage des gesamten Angebotspreises (ohne Be-

rücksichtigung einer möglichen Preisanpassung). 

Das Angebot mit dem niedrigsten Angebotspreis erhält 

100 Leistungspunkte. Ein fiktives Angebot mit dem 

doppelten Angebotspreis und alle Angebote, die über-

diesem doppelten Angebotspreis liegen, erhalten 0 

Leistungspunkte. Die übrigen Angebote erhalten einen 

über Interpolation ermittelten Punktwert (Leistungs-

punkte). Diese Leistungspunkte werden dann mit dem 

Faktor 90 multipliziert wird. Es ergeben sich dann die 

Wertungspunkte für das Wertungskriterium Preis. 

Transportentfernung 

Ein Angebot mit einer durchschnittlichen Wegstrecke 
von weniger als 50 km erhält 100 Leistungspunkte. Bei 

weiteren Transportentfernungen werden den Angebo-
ten die Leistungspunkte entsprechend der nachfolgen-
den Tabelle zugerechnet. 
 
Zur Ermittlung der durchschnittlichen Wegstrecke wer-
den alle Transportentfernungen zu den Entsorgungsan-
lagen mit den jeweiligen Entsorgungsmengen multipli-
ziert. Die so resultierenden Tonnenkilometer werden 
dann durch den gesamten Schlammanfall der Kläran-
lage geteilt. 
 

Die Ermittlung der Transportentfernungen erfolgt mit 

dem Routenplaner „Reiseplanung“ (http://reisepla-

nung.de) mit den Einstellungen: 

Verkehrsmittel. LKW, 40 t 

Optimierung: wirtschaftlich 

Meiden: Keine Auswahl 

Referenzpunkte sind zum einen die Kläranlage … und 

zum anderen die Adressen der Entsorgungsanlagen. 

Es gilt der Ort der endgültigen thermischen Entsor-

gung. 

Beispiel 

Im Beispielangebot sollen die insgesamt anfallenden 

8.400 t Klärschlamm in zwei verschiedenen thermi-

schen Entsorgungsanlagen (A, B) wie folgt entsorgt 

werden: 
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Die Tonnenkilometer (340.000 km) werden durch den 

Gesamtschlammanfall (8.400 t) geteilt, woraus sich in 

diesem Beispiel eine durchschnittliche Wegstrecke von 

40,48 km ergibt. 

Hinweis 1: 

Sollte der Klärschlamm vor der endgültigen thermi-

schen Entsorgung z.B. ganz oder teilweise getrocknet 

werden, ist dies in der Tabelle so einzutragen, dass zum 

einen die zur Trocknungsanlage verbrachte Menge mit 

den Transportentfernungen eingetragen und multipli-

ziert wird. 

Wenn der Klärschlamm dann in getrockneter Form zur 

endgültigen thermischen Entsorgung verbracht wird, 

sind auch diese (verringerten) Mengen einzutragen 

und mit den Transportentfernungen (von der Trock-

nungsanlage zur thermischen Entsorgung) zu multipli-

zieren. (Eine durch die Trocknung verringerte Menge 

ist durch die Angabe des erhöhten Trockensubstanzge-

haltes des Trockengutes zu belegen). 

Schließlich müssen sämtliche Tonnenkilometer durch 

den Gesamtschlammanfall von 8.400 t geteilt werden. 

Hieraus ergibt sich dann die durchschnittliche Wegstre-

cke. 

Hinweis 2: 

Die Aufteilung der Klärschlammmengen muss berück-

sichtigen, dass die zu beschickenden Verbrennungsan-

lagen in außerplanmäßigen Stillstandszeiten oder ge-

planten Revisionszeiten keinen Klärschlamm entsorgen 

können. Siehe auch Punkt B 2 in der „Liste erforderli-

cher Nachweise“. 

Wichtig: 

Der Bieter muss die Tabelle 

- Vorgesehene thermische Entsorgungsanlagen und 

Transportentfernungen zur Ermittlung der durch-

schnittlichen Wegstrecke“ ausfüllen und unbedingt mit 

dem Angebot einreichen. Diese Angaben sind wer-

tungsrelevant! Diese Tabelle ist dem Leistungsver-

zeichnis/Preisblatt angehängt. 
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Preisanpassungsregelung für Klärschlammentsorgung 
 
Eine Preisanpassungsregelung für Klärschlammentsor-
gung ist sinnvoll und wie folgt möglich: 
 
Rechnungen, Preisbindung 

Rechnungen sind grundsätzlich monatlich vom AN an 

den AG zu stellen, vorausgesetzt, die Leistungen zur 

Entsorgung sind vollständig erbracht worden. Dies ist 

mit Rechnungsstellung entsprechend zu dokumentie-

ren, d.h. durch Original-Wiegenoten und Übernahme-

scheine. 

Rechnungen sind in elektronischer Form im pdf-For-

mat bzw. im …-Format zu übermitteln.  

Die Mailadressen hierfür werden mit der Auftragser-

teilung bekannt gegeben. 

Mit in die Kalkulation einzubeziehen sind sämtliche für 

die Erbringung der Leistungen erforderlichen Unterla-

gen, Gebühren, Maut und Nachweise. 

Dem AN obliegt die Entsorgung von Klärschlamm, der 

bis zum Vertragsende ausgetragen wird, auch wenn 

die letztendliche Entsorgung des Klärschlammes erst 

nach Vertragsende möglich ist. Insofern wirkt der Ver-

trag nach, bis die Entsorgung der letzten Klärschlamm-

mengen, die bis zum Vertragsende ausgetragen wur-

den, abgeschlossen ist. 

Die angebotenen Preise sind Festpreise bis zum 

31.12.2024. 

Der AN kann vom AG erstmals zum 01.01.2025 sowie 

jeweils zum 01.01. eines jeden weiteren Jahres eine 

Preisüberprüfung und eventuelle Preisanpassung ver-

langen. 

Dies kann jeweils bis spätestens zum letzten Tag des 

Monats Februar des laufenden Jahres erfolgen. Der 

neue Preis gilt dann rückwirkend ab dem 1. Januar des 

laufenden Jahres. 

Der AN hat die Änderungen der Kostenfaktoren durch 

Vorlage der in nachstehender Preisgleitklausel be-

nannten Veröffentlichungen des Statistischen Bundes-

amtes nachzuweisen. 

Die vereinbarten Preise werden dann nach folgender 

Preisgleitklausel angepasst: 
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AP: Erfolgreiche Klärschlammentsogungs-

vergaben 
 

Alle von AxProjects begleiteten Klärschlammentsor-
gungsvergabeverfahren konnten in 2021/22 zu einem 
erfolgreichen Abschluss gebracht werden. Wir freuen 
uns mit den Auftraggebern über die erfolgreichen, d.h. 
beanstandungsfreien und sehr wirtschaftlichen Auf-
tragsvergaben. Derzeitig sind mehrere Vergaben für 
Auftraggeber-Kunden in Vorbereitung. Besondere Be-
deutung kam der Konzeption der Ausschreibung in ei-
nem weiterhin schwierigen Marktumfeld im Umbruch 
angesichts der Änderungen der Abfallklärschlammver-
ordnung zu. AxProjects hat die Auftraggeber dabei 
nicht nur unter Berücksichtigung ihrer spezifischen 
Ausganglagen und Anforderungen bei der Ausschrei-
bung der Leistungen von der Übernahme über den 
Transport bis hin zur Verwertung des Klärschlamms be-
raten, sondern die Ausschreibungen durchgeführt. Die 
gemeinsame Erarbeitung der konzeptionellen Eck-
punkte hinsichtlich Laufzeiten, Losbildung, Leistungs-
umfang und Anforderungen zur Sicherung der Entsor-
gung einschließlich Berücksichtigung von zu erwarten-
den Änderungen zusammen mit den Auftraggebern 
plus das entwickelte Konzept einer grundsätzlich tech-
nikoffenen Ausschreibung zur mittelfristigen Sicherung 
einer gesetzes- und verordnungskonformen Entsor-
gung waren Garanten für die sehenswerten Erfolge.  
 

Laufzeitbeschränkung für Rahmenver-

träge von 4 Jahren beachten! 

Es gibt keine gesetzliche Regelung zu zeitlichen 

Höchstgrenzen bei der Vergabe von Leistungsverträ-

gen. Die Festlegung obliegt der autonomen Entschei-

dung des öffentlichen Auftraggebers. Laufzeiten wer-

den regelmäßig nur durch den Wettbewerbsgrund-

satz begrenzt. 

Der Sinn und Zweck der Festlegung der Laufzeit von 

Verträgen ist vielschichtiger Natur. Durch die Festle-

gung von Vertragslaufzeiten soll bewirkt werden, dass 

andere Bieter nicht über einen sehr langen Zeitraum o-

der gar auf unbegrenzte Zeit von der Leistung und dem 

Wettbewerb ausgeschlossen werden. Daneben soll die 

regelmäßige Ausschreibung von Leistung auch deren 

Wirtschaftlichkeit gewährleisten. Außerdem soll durch 

die begrenzte Vertragslaufzeit ein Ausgleich der Kosten 

der Vergabe erreicht werden. Hinsichtlich der dynami-

schen Preisentwicklung sorgen begrenzte Vertragslauf-

zeiten für eine stetige Anpassung an die haushalts-

rechtlichen Vorgaben. Die Festlegung von Laufzeit-

grenzen ist demnach an die Umstände des Einzelfalles 

anzupassen und die vergaberechtliche Grenze für jede 

Beschaffung gesondert festzulegen. 

Sowohl im europäischen, als auch im nationalen Verga-

berecht hat der Gesetzgeber keine Regelung in Bezug 

auf eine verbindliche Grenze für die Dauer der Ver-

tragslaufzeit bei Leistungsverträgen erlassen. Daraus 

folgt, dass es keine „starre“ Grenze gibt, bis zu welcher 

Aufträge vergeben werden dürfen. Es obliegt also dem 

öffentlichen Auftraggeber zu bestimmen, welche Ver-

tragslaufzeit aus seiner autonomen Entscheidung her-

aus als notwendig für seinen Bedarf anzusehen ist. 

Als ungeschriebene Grenze kann lediglich der Wettbe-

werbsgrundsatz gesehen werden. Ein Verstoß gegen 

diesen ist dann anzunehmen, wenn die künftige 

Vergabe durch eine lange Vertragslaufzeit vermieden 

werden soll. Aus praktischer Sicht scheint ein Verstoß 

jedoch schwer nachweisbar. 

In der Literatur wird eine Ansicht vertreten, nach der 

der EuGH der Dienstleistungsfreiheit gemäß Art. 56 

AEUV eine allgemeine Grenze für Vertragslaufzeiten 

entnommen habe. Diese Ansicht basiert allerdings auf 

einer Einzelfallentscheidung und lässt sich daher nicht 

allgemein gültig vertreten. Entnommen werden kann 

der Entscheidung aber, dass das Erbringen der Dienst-

leistung durch ein in einen anderen Mitgliedstaat an-

sässigen Unternehmen nicht behindert oder unmöglich 

gemacht werden darf. 

Auch lange Laufzeiten grundsätzlich möglich 

Besonders lange Laufzeiten können nur gerechtfertigt 

werden, wenn sie zwingenden Gründen des Gemein-

wohls dienen und den Grundsatz der Verhältnismäßig-

keit wahren. Der Begründungsaufwand und die Doku-

mentationspflicht stehen dabei proportional zur Länge 

der Vertragslaufzeit. Nach der Rechtsprechung sind 

diese Grundsätze auch auf andere Grundfreiheiten 

übertragbar. In Bezug auf unbefristete Verträge äu-

ßerte der EuGH in einer anderen Entscheidung Beden-

ken. Er machte jedoch deutlich, dass dem Abschluss 
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von öffentlichen Dienstleistungsverträgen in unbe-

stimmter Dauer kein aus dem Gemeinschaftsrecht zu 

entnehmendes Verbot entgegensteht. 

Aber: Festgelegte Grenze bei Rahmenverträgen 

Im Übrigen gibt es festgelegte Laufzeiten nur für be-

stimmte, im Gesetz normierte Fälle. Ein solcher ist bei-

spielsweise bei Rahmenverträgen gegeben. Diese sind 

Aufträge, die an ein oder mehrere Unternehmen ver-

geben werden, um die Bedingungen für Einzelaufträge 

festzulegen, die während eines Zeitraumes vergeben 

werden sollen. In der Vergabeordnung legt § 21 Abs. 4 

VgV fest, dass Rahmenvereinbarungen eine Höchst-

laufzeit von 4 Jahren haben dürfen. Bei Rahmenverein-

barungen für Bauleistungen legt § 4 Abs. 1 S. 4 VOB/A 

ebenfalls eine Höchstlaufzeit von 4 Jahren fest. Dane-

ben legt § 15 Abs. 4 UVgO fest, die Höchstlaufzeit 

höchstens 6 Jahre betragen darf. 

Die Laufzeit von vier Jahren darf dabei in eine garan-
tierte Vertragslaufzeit und optionale Vertragsverlänge-
rungen aufgeteilt werden. Durch die Vertragsverlänge-
rungsoption kann der Auftraggeber durch eine einsei-
tige Erklärung die Option nutzen und den Vertrag ent-
sprechend der Vereinbarung verlängern. Wird die Ver-
tragsverlängerungsoption nicht genutzt, endet der 
Rahmenvertrag nach Ende der garantierten Vertrags-
laufzeit. Die Vertragslaufzeit sowie die möglichen Opti-
onen sind in der Vergabebekanntmachung mitzuteilen. 

Bei der Festlegung der Laufzeit der Rahmenvereinba-
rung muss der Auftraggeber aber berücksichtigen, dass 
diese wettbewerbsbeschränkend wirkt. 

OLG Düsseldorf, Beschluss vom 11.04.2012, VII – Verg 
95 / 11: Die Regellaufzeit bezweckt, dass das geschlos-
sene System der Rahmenvereinbarung die Auftrags-
vergabe nur für einen begrenzten Zeitraum dem Wett-
bewerb entzieht. Die Laufzeitbegrenzung ist daher un-
auflösbar mit der spezifischen Systematik der Rahmen-
vereinbarung verknüpft, welche einerseits Effizienzge-
winne ermöglicht, andererseits aber wettbewerbsbe-
schränkend wirkt. 

Eine längere Laufzeit ist deshalb nur in Ausnahmefällen 
möglich, wenn sachliche Gründe wie z.B. die Amortisie-
rung von ungewöhnlich hohen Entwicklungskosten 
dies erfordern. 

§ 21 Abs. 6 VgV: Die Laufzeit einer Rahmenvereinba-
rung darf höchstens vier Jahre betragen, es sei denn, es 

liegt ein im Gegenstand der Rahmenvereinbarung be-
gründeter Sonderfall vor. 

OLG Düsseldorf, Beschluss vom 11.04.2012, VII – Verg 
95 / 11: Soll die Vertragslaufzeit länger als vier Jahre 
betragen, muss der Auftraggeber diesen eng zu begren-
zenden Sonderfall „aufgrund des Gegenstands der Rah-
menvereinbarung“ rechtfertigen, wobei der Auftrags-
gegenstand oder andere besondere Umstände heran-
gezogen werden können. Eine längere Dauer kann bei-
spielsweise durch die Erforderlichkeit erheblicher Auf-
wendungen bei der Entwicklung des Vertragsgegen-
standes gerechtfertigt werden, wenn dem Auftragneh-
mer mit Rücksicht darauf eine Amortisation zugestan-
den werden soll. 

NRW: Nachhaltiges Netzwerk will nach-
haltige Beschaffung voranbringen 
 
In Nordrhein-Westfalen haben sich sechs Kommunen 

in einem neuen “Kommunalen Netzwerk Nachhaltig-

keit - KNN” zusammengeschlossen. So wollen sie nach-

haltige Beschaffung und nachhaltiges Bauen voranbrin-

gen. 

Das Netzwerk soll für drei Jahre laufen. Insgesamt soll 

es vier Treffen pro Jahr geben.  

Zu den Städten im Netzwerk gehören Lünen, Herten, 

Recklinghausen und Werne. Hinzukommen die Ge-

meinde Welver und der Kreis Recklinghausen. Das nach 

eigenen Angaben bundesweit erste kommunale Klima-

schutz Netzwerk hat den Fokus ganz besonders auf die 

Themen nachhaltige Beschaffung und nachhaltiges 

Bauen gesetzt. Gemeinsam wollen sie Ideen, Lösungen 

und Handlungskonzepte erstellen, um in der Verwal-

tung das Thema Nachhaltigkeit weiter zu etablieren. 

Entwickelt hat das Konzept die Green Navigation 

GmbH aus Unna. Diese wird auch die Organisation des 

Netzwerks übernehmen. Mit insgesamt 70% wird das 

Netzwerk vom Bundesministerium für Wirtschaft und 

Klimaschutz gefördert. 

Fachübergreifend müssen neue Richtlinien, Vorgaben 

und Leitfaden erarbeitet werden, damit nachhaltige 

Aspekte auch mit Erfolg in den Verwaltungsalltag inte-

griert werden können. Diese Instrumente werden im 

Netzwerk entworfen. Zur Unterstützung werden Fach-

beratung und Erfahrungsaustausch als praxisrelevante 

Maßnahmen eingesetzt, um die Umsetzung zu erleich-

tern. 
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Das Konzept des Netzwerkes wurde so erarbeitet, dass 
sich das Konzept des Netzwerks auch auf andere Fach-
bereiche einer Kommune ausweiten lässt.  
 

VergMan ® - Vergabema-
nagement 

 

 

VergMan Baden-Württem-

berg ® - VwV Beschaffung 

und Arbeitshilfen 

Beschaffungsunterlagen für Landesein-
richtungen 

Bei der Vergabe von Liefer- und Dienstleistungsauf-
trägen sind die Behörden und Betriebe des Landes an 
die Verwaltungsvorschrift der Landesregierung über 
die Vergabe öffentlicher Aufträge (VwV Beschaffung) 
gebunden. Die VwV Beschaffung ist eine Art Leitfa-
den, der chronologisch durch ein Vergabeverfahren 
führt und dabei auf die zu beachtenden Vergaberege-
lungen verweist. 

Mit der VwV Beschaffung wurde die bundeseinheitli-
che Unterschwellenvergabeordnung (UVgO) für Liefer- 
und Dienstleistungsaufträge der Behörden und Be-
triebe des Landes eingeführt. Zudem wurde dort die 
elektronische Kommunikation zwischen öffentlichem 
Auftraggeber und Unternehmen verankert. Außerdem 
wurden die Vergabeverfahren vereinfacht und be-
schleunigt, so dass kleine und mittlere Unternehmen 
besser an Vergabeverfahren teilnehmen können. Auf-
traggeber und Unternehmen haben mehr Flexibilität 
bei der Gestaltung der Vergabeverfahren. 

Die VwV Beschaffung ermöglicht es den Vergabestellen 
schließlich, bei ihren Beschaffungen deutlich stärker als 
bisher qualitative, innovative, soziale, umweltbezo-
gene und wirtschaftliche Aspekte in den Vordergrund 
zu rücken. Konkret heißt dies, dass bei Beschaffungen 
des Landes zum Beispiel umweltgerechte Aspekte wie 
die Beschaffung von Recyclingpapier, Biolebensmit-
teln, energieeffizienten und klimaschützenden Waren 
sowie lärm- und schadstoffarmen mobilen Maschinen 

und Geräten eine gewichtigere Rolle spielen. Außer-
dem werden soziale Aspekte wie die Förderung der so-
zialen Integration und der Gleichstellung, ILO-Kernar-
beitsnormen und fair gehandelte Produkte berücksich-
tigt. 

VWV Beschaffung vom 24. Juli 2018 (PDF) 

VWV zur Änderung der VWV Beschaffung vom 24. Juli 
2018 (PDF) 

Anlage 1 ILO Kernarbeitsnormen Ergänzende Vertrags-
bedingungen (DOCX) 

Anlage 2 Beschaffung von Baumaschinen (PDF) 

Anlage 3 Erklärung gemäß Nummer 12.1.2 Buchstabe 
g (PDF) 

Anlage 4 Gegenstände der gemeinsamen Beschaffung 
(PDF) 

Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Beschaffung 
energieeffizienter Produkte und Dienstleistungen 
(AVV-EnEff) (PDF) 

Arbeitshilfen für die Beschaffung  

Wer muss Vergaberecht anwenden, Arbeitshilfe 
(DOCX)  

Wer muss Vergaberecht anwenden, Arbeitshilfe (PDF)  

Verfahrensarten und Wertgrenzen, Arbeitshilfe (PDF)  

Schwellenwerte Wertgrenzen Vergaberecht Januar 
2022 (PDF)  

Prüfraster für die Vergabe öffentlicher Aufträge, Ar-
beitshilfe (DOCX)  

Prüfraster für die Vergabe öffentlicher Aufträge, Ar-
beitshilfe (PDF)  

Information Datenschutz, Arbeitshilfe (DOCX)  

Checkliste für die Vertragsprüfung, Arbeitshilfe 
(DOCX)  

Hinweise zu fair gehandelten Produkten, Arbeitshilfe 
(PDF)  

Muster Verpflichtungserklärung Mindestentgeld, 
Stand 1.2.2021 (DOCX)  

Muster Besondere Vertragsbedingungen LTMG (PDF)  

 

https://wm.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-wm/intern/Dateien_Downloads/Wirtschaftsstandort/Beschaffung-Land/VwV_Beschaffung_vom_24_07_2018_konsolidierte_Fassung_bf.pdf
https://wm.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-wm/intern/Dateien_Downloads/Wirtschaftsstandort/Beschaffung-Land/%C3%84nderung_VwV_Beschaffung_bf.pdf
https://wm.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-wm/intern/Dateien_Downloads/Wirtschaftsstandort/Beschaffung-Land/%C3%84nderung_VwV_Beschaffung_bf.pdf
https://wm.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-wm/intern/Dateien_Downloads/Wirtschaftsstandort/Beschaffung-Land/Anlage_1_ILO_Kernarbeitsnormen_Erg%C3%A4nzende_Vertragsbedingungen_bf.docx
https://wm.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-wm/intern/Dateien_Downloads/Wirtschaftsstandort/Beschaffung-Land/Anlage_1_ILO_Kernarbeitsnormen_Erg%C3%A4nzende_Vertragsbedingungen_bf.docx
https://wm.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-wm/intern/Dateien_Downloads/Wirtschaftsstandort/Beschaffung-Land/Anlage_2_Beschaffung_von_Baumaschinen_bf.pdf
https://wm.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-wm/intern/Dateien_Downloads/Wirtschaftsstandort/Beschaffung-Land/Anlage3_Erkl%C3%A4rung_gem%C3%A4%C3%9F_Nummer_12.1.2_Scientology_2021_bf.docx
https://wm.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-wm/intern/Dateien_Downloads/Wirtschaftsstandort/Beschaffung-Land/Anlage3_Erkl%C3%A4rung_gem%C3%A4%C3%9F_Nummer_12.1.2_Scientology_2021_bf.docx
https://wm.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-wm/intern/Dateien_Downloads/Wirtschaftsstandort/Beschaffung-Land/Anlage_4_Gegenst%C3%A4nde_der_gemeinsamen_Beschaffung_bf.pdf
https://wm.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-wm/intern/Dateien_Downloads/Wirtschaftsstandort/Beschaffung-Land/Anlage_4_Gegenst%C3%A4nde_der_gemeinsamen_Beschaffung_bf.pdf
https://wm.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-wm/intern/Dateien_Downloads/Wirtschaftsstandort/Beschaffung-Land/VwV_zur_Beschaffung_energieeffizienter_Leistungen__AVV-EnEff__2020.pdf
https://wm.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-wm/intern/Dateien_Downloads/Wirtschaftsstandort/Beschaffung-Land/VwV_zur_Beschaffung_energieeffizienter_Leistungen__AVV-EnEff__2020.pdf
https://wm.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-wm/intern/Dateien_Downloads/Wirtschaftsstandort/Beschaffung-Land/VwV_zur_Beschaffung_energieeffizienter_Leistungen__AVV-EnEff__2020.pdf
https://wm.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-wm/intern/Dateien_Downloads/Wirtschaftsstandort/Beschaffung-Land/Arbeitshilfe_Wer_muss_Vergaberecht_anwenden_bf.docx
https://wm.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-wm/intern/Dateien_Downloads/Wirtschaftsstandort/Beschaffung-Land/Arbeitshilfe_Wer_muss_Vergaberecht_anwenden_bf.docx
https://wm.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-wm/intern/Dateien_Downloads/Wirtschaftsstandort/Beschaffung-Land/Arbeitshilfe_Wer_muss_Vergaberecht_anwenden_bf.pdf
https://wm.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-wm/intern/Dateien_Downloads/Wirtschaftsstandort/Beschaffung-Land/Arbeitshilfe_Verfahrensarten_und_Wertgrenzen_2022_bf.pdf
https://wm.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-wm/intern/Dateien_Downloads/Wirtschaftsstandort/Beschaffung-Land/Schwellenwerte_Wertgrenzen_Vergaberecht_Stand_Jan2022bf_01.pdf
https://wm.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-wm/intern/Dateien_Downloads/Wirtschaftsstandort/Beschaffung-Land/Schwellenwerte_Wertgrenzen_Vergaberecht_Stand_Jan2022bf_01.pdf
https://wm.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-wm/intern/Dateien_Downloads/Wirtschaftsstandort/Beschaffung-Land/Pr%C3%BCfraster_zur_Vergabe_von_%C3%B6ffentlichen_Auftr%C3%A4gen_2022_bf.docx
https://wm.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-wm/intern/Dateien_Downloads/Wirtschaftsstandort/Beschaffung-Land/Pr%C3%BCfraster_zur_Vergabe_von_%C3%B6ffentlichen_Auftr%C3%A4gen_2022_bf.docx
https://wm.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-wm/intern/Dateien_Downloads/Wirtschaftsstandort/Beschaffung-Land/Pr%C3%BCfraster_zur_Vergabe_von_%C3%B6ffentlichen_Auftr%C3%A4gen_2022_bf.pdf
https://wm.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-wm/intern/Dateien_Downloads/Wirtschaftsstandort/Beschaffung-Land/Pr%C3%BCfraster_zur_Vergabe_von_%C3%B6ffentlichen_Auftr%C3%A4gen_2022_bf.pdf
https://wm.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-wm/intern/Dateien_Downloads/Wirtschaftsstandort/Beschaffung-Land/Arbeitshilfe_Information_Datenschutz_bf.docx
https://wm.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-wm/intern/Dateien_Downloads/Wirtschaftsstandort/Beschaffung-Land/Arbeitshilfe_Checkliste_f%C3%BCr_die_Vertragspr%C3%BCfung_bf.docx
https://wm.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-wm/intern/Dateien_Downloads/Wirtschaftsstandort/Beschaffung-Land/Arbeitshilfe_Checkliste_f%C3%BCr_die_Vertragspr%C3%BCfung_bf.docx
https://wm.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-wm/intern/Dateien_Downloads/Wirtschaftsstandort/Beschaffung-Land/Arbeitshilfe_Hinweise_zu_fair_gehandelten_Produkten._bf.pdf
https://wm.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-wm/intern/Dateien_Downloads/Wirtschaftsstandort/Beschaffung-Land/Arbeitshilfe_Hinweise_zu_fair_gehandelten_Produkten._bf.pdf
https://wm.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-wm/intern/Dateien_Downloads/Wirtschaftsstandort/Beschaffung-Land/Muster_Verpflichtungserkl%C3%A4rung_Mindestentgelt_Stand_01_02_2021_bf.docx
https://wm.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-wm/intern/Dateien_Downloads/Wirtschaftsstandort/Beschaffung-Land/Muster_Verpflichtungserkl%C3%A4rung_Mindestentgelt_Stand_01_02_2021_bf.docx
https://wm.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-wm/intern/Dateien_Downloads/Wirtschaftsstandort/Beschaffung-Land/201111_Arbeitshilfe_Muster_Besondere_Vertragsbedingungen_LTMG_02112020.pdf
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VergMan ® - Beratung für 

Unternehmen  

Ax Rechtsanwälte begleiten Unternehmen in allen Pha-
sen eines Vergabeverfahrens. 

Projektbegleitende Beratung von Unternehmen 

• Strategische Unterstützung bei der Beteiligung 
an Vergabeverfahren 

• Beratung bei der Vereinbarung von Kooperati-
onen  

• Unterstützung bei der Angebotserstellung 
• Strategische Unterstützung und Beratung bei 

fehlerhaften Leistungsbeschreibungen und an-
deren Vergabefehlern/-verstößen 

• Rügemanagement 
• Beratung  bei Aufklärungs- und Verhandlungs-

gesprächen 
• Beratung und Unterstützung bei Vertrags-

schluss 
• Anwaltliche Vertretung von Unternehmen bei 

Vergabekammer /-senat 

Rügemanagement 

Erforderlich ist eine anforderungsgerechte Rüge. 

Durch die Rügeobliegenheit soll nach der Intention des 

Gesetzgebers die Einleitung unnötiger Nachprüfungs-

verfahren und die taktische Spekulation mit Vergabe-

fehlern zur Verzögerung von Auftragserteilungen ver-

hindert werden. In § 160 Abs. 3 GWB heißt es nunmehr 

wörtlich: 

„Der Antrag ist unzulässig, soweit 

1. der Antragsteller den geltend gemachten Ver-
stoß gegen Vergabevorschriften vor Einreichen 
des Nachprüfungsantrags erkannt und gegen-
über dem Auftraggeber nicht innerhalb einer 
Frist von zehn Kalendertagen gerügt hat; der 
Ablauf der Frist nach § 134 Absatz 2 bleibt un-
berührt, 

2. Verstöße gegen Vergabevorschriften, die auf-
grund der Bekanntmachung erkennbar sind, 
nicht spätestens bis zum Ablauf der in der Be-
kanntmachung benannten Frist zur Bewerbung 
oder zur Angebotsabgabe gegenüber dem Auf-
traggeber gerügt werden, 

3. Verstöße gegen Vergabevorschriften, die erst 
in den Vergabeunterlagen erkennbar sind, 
nicht spätestens bis zum Ablauf der Frist zur Be-
werbung oder zur Angebotsabgabe gegenüber 
dem Auftraggeber gerügt werden, 

4. mehr als 15 Kalendertage nach Eingang der 
Mitteilung des Auftraggebers, einer Rüge nicht 
abhelfen zu wollen, vergangen sind. 

Satz 1 gilt nicht bei einem Antrag auf Feststellung der 

Unwirksamkeit des Vertrags nach § 135 Absatz 1 Num-

mer 2. § 134 Absatz 1 Satz 2 bleibt unberührt.“ 

§ 160 Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 GWB bestimmt, dass ein Nach-

prüfungsantrag unzulässig ist, soweit Verstöße gegen 

Vergabevorschriften, die in den Vergabeunterlagen er-

kennbar sind, nicht spätestens bis zum Ablauf der Frist 

zur Angebotsabgabe gegenüber dem Auftraggeber ge-

rügt werden. Dies muss erst recht gelten, wenn ein ver-

meintlicher Fehler nicht nur erkennbar ist, sondern 

wenn der Bieter diesen weitergehend sogar positiv er-

kennt. Hat der Bieter den zum Gegenstand der Nach-

prüfung gemachten Vergabefehler auf der Basis der 

Vergabeunterlagen bereits positiv erkannt, löst das die 

Rügeobliegenheit binnen der Angebotsfrist nach § 160 

Abs. 3 S. 1 Nr. 3 GWB aus. Jeder Vergabefehler ist ge-

sondert zu rügen.  

Die Erfüllung der Rügeobliegenheit wird sodann von 

der Vergabekammer für jeden geltend gemachten 

Vergabefehler gesondert geprüft (OLG Düsseldorf, Be-

schluss vom 21. Oktober 2015 – VII-Verg 28/14). 

Ein Hinweisschreiben kann Rügequalität haben, wenn 
der Bieter damit nicht nur sein Erkennen eines ver-
meintlichen Fehlers in tatsächlicher und rechtlicher 
Hinsicht dokumentiert, sondern darüber hinaus auch 
tatsächlich eine Rüge ausgesprochen hat. Das Schrei-
ben muss nur die inhaltlichen Anforderungen erfül-
len, die an eine Rüge zu stellen sind. Die Vergabestelle 
muss danach erkennen können, um welchen Verstoß 
es sich handelt und dass die Beseitigung des gerügten 
Vergabefehlers geltend gemacht wird (OLG Düssel-
dorf, Beschluss vom 07. Dezember 2011, Az.: VII-Verg 
81/11, Rdnr. 25 – zit. nach juris; ferner: Wiese, in: Ku-
lartz/Kuß/Portz/Prieß (Hrsg.), Kommentar zum GWB-
Vergaberecht, 4. Aufl. 2016, § 160 Rdnr.171 m.w.N.).  
  
Nicht ausreichend ist es, wenn allein Fragen an die 
Vergabestelle mit der Aufforderung der Aufklärung bis 
zu einem bestimmten Termin gestellt werden. Es müs-
sen Verstöße an sich und die Aufforderung an die 
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Vergabestelle, vermeintliche Verstöße abzustellen, zu 
erkennen sein.  
  
Für die Entstehung der Rügeobliegenheit ist eine zu-
mindest laienhafte rechtliche Wertung des Bieters er-
forderlich, dass die betreffenden Punkte rechtlich zu 
beanstanden sind. Die Rügeobliegenheit besteht nicht 
erst von dem Zeitpunkt an, in dem der Bieter Kenntnis 
von einem völlig zweifelsfreien und in jeder Beziehung 
nachweisbaren Verstoß gegen Vergabevorschriften er-
langt; ausreichend ist vielmehr das Wissen um einen 
Sachverhalt, der aus subjektiver Sicht des Bieters den 
Schluss auf einen Vergaberechtsverstoß erlaubt und 
der es bei vernünftiger Betrachtung als gerechtfertigt 
erscheinen lässt, das Vergabeverfahren als fehlerhaft 
zu beanstanden. Eine positive Kenntnis wird regelmä-
ßig auch dann angenommen, wenn sich ein redlich 
Denkender nicht der Überzeugung verschließen würde, 
die der rechtlichen Würdigung der tatsächlichen Um-
stände zu Grunde liegt.  
  
Nach diesen Maßstäben kann von einer Kenntnis des 

Verstoßes grundsätzlich gesprochen werden, wenn 

dem Bieter einerseits die den Verstoß begründenden 

Tatsachen bekannt sind und andererseits diese Tatsa-

chen bei objektiver Wertung aus der Sicht des Bieters 

so offensichtlich einen Mangel des Vergabeverfah-

rens darstellen, dass der Bieter sich dieser Überzeu-

gung schlechterdings nicht verschließen kann (Bran-

denburgisches Oberlandesgericht, Beschluss vom 18. 

September 2008 – Verg W 13/08 – juris, Rn. 70; OLG 

Koblenz, Beschluss vom 31. Mai 2006 – 1 Verg 3/06 – 

juris Rn. 41). 

Ist hierfür eine rechtliche Wertung erforderlich, muss 

diese jedenfalls nach der gängigen praktischen Hand-

habung oder einer Parallelwertung in der Laiensphäre 

zu einem Verstoß gegen Vergabevorschriften führen 

(vgl. Summa in: Heiermann/Zeiss, jurisPK-Vergabe-

recht, 4. Aufl. 2013, § 107 GWB, Rn. 215). Nicht erfor-

derlich ist, dass der Antragsteller Kenntnis von einem 

völlig zweifelsfreien und in jeder Beziehung nachweis-

baren Vergaberechtsfehler erlangt.  

Solche für den Bieter eindeutige Vergaberechtsfehler 

liegen eher selten vor. Meist lässt sich aus Sicht des Bie-

ters vor Einleitung des Nachprüfungsverfahrens nicht 

sicher beurteilen, ob ein Verstoß gegeben ist, weil der 

Bieter – abgesehen von Unwägbarkeiten der juristi-

schen Bewertung – die näheren tatsächlichen Hinter-

gründe für das Handeln des Auftraggebers nicht kennt. 

Deshalb bedeutet Kenntnis im Sinn des § 107 Abs. 3 

Satz 1 GWB, dass der Antragsteller die Tatsachen 

kennt, die einen Vergaberechtsverstoß begründen 

können, und dass er hieraus den Schluss gezogen hat, 

dass ein Vergaberechtsfehler gegeben sei. Bloße Ver-

mutungen oder ein Verdacht lösen die Rügeobliegen-

heit demgegenüber nicht aus (so OLG Celle, Beschluss 

vom 05. Juli 2007 – 13 Verg 8/07 – juris, Rn. 11).  

Wesentlicher Zweck der Vorschrift des § 160 Abs. 3 

GWB ist es, dass der Auftraggeber durch eine Rüge die 

Möglichkeit erhält, etwaige Vergaberechtsfehler zu 

korrigieren. Was die inhaltlichen Anforderungen an 

eine Rüge angeht, fordert § 160 Abs. 3 GWB lediglich 

die Angabe von Verstößen gegen Vergabevorschriften. 

Im Sinne der Gewährung effektiven Rechtsschutzes 

sind an die Rüge daher nur geringe Anforderungen zu 

stellen (Brandenburgisches OLG, B. v. 14.01.2013 – Az.: 

Verg W 13/12; OLG Düsseldorf, B. v. 20.02.2013). Ins-

besondere ist es nicht erforderlich, dass der Bewerber 

explizit das Wort „Rüge“ verwendet (OLG Frankfurt, B. 

v. 02.03.2007 – Az.: 11 Verg 15/06). 

Die Rüge muss jedoch objektiv und vor allem auch ge-

genüber dem Auftraggeber (in der Rolle eines „ver-

ständigen Dritten“ – OLG Düsseldorf, B. v. 31.10.2007 

– Az.: VII – Verg 24/07; 1. VK Sachsen, B. v. 04.09.2014 

– Az.: 1/SVK/26-14) deutlich sein und von diesem so 

verstanden werden, welcher Sachverhalt aus wel-

chem Grund als Verstoß angesehen wird und dass es 

sich nicht nur um die Klärung etwaiger Fragen, um ei-

nen Hinweis, eine Bekundung des Unverständnisses 

oder der Kritik z. B. über den Inhalt der Ausschreibung 

oder Verfahrensabläufe und Entscheidungen o.ä. han-

delt, sondern dass der Bieter von der Vergabestelle 

erwartet und bei ihr erreichen will, dass der (ver-

meintliche) Verstoß behoben wird (VK Südbayern, B. 

v. 16.04.2014 – Az.: Z3-3-3194-1-05-02/14; Thüringen, 

B. v. 01.08.2008 – Az.: 250-4003.20-1952/2008-015-

GRZ).  

Der Bieter bzw. Bewerber muss den Vergabeverstoß 

und die Aufforderung an den öffentlichen Auftragge-

ber, den Verstoß abzuändern, konkret darlegen.  

Beide Tatsachenvorträge sind – auch bei wenig restrik-

tiver Auslegung – unverzichtbare Bestandteile der 

Rüge (OLG Frankfurt, B. v. 09.07.2010).  

Auf den Zugang der Rüge finden die Vorschriften bzw. 

Grundsätze über den Zugang von Willenserklärungen 
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entsprechende Anwendung. Voraussetzung für den 

Zugang einer Rüge beim Adressaten ist somit, dass die 

Rüge bis zum Ablauf der Angebotsfrist so in den Macht-

bereich des Auftraggebers gelangt, dass der Auftragge-

ber unter normalen Verhältnissen die Möglichkeit hat, 

vom Inhalt der Erklärung Kenntnis zu nehmen (grund-

legend: OLG Düsseldorf, Beschluss vom 7. Dezember 

2011, Az.: VII-Verg 81/11, Rdnr. 29 – zit. nach juris; OLG 

Düsseldorf, Beschluss vom 21. Dezember 2011, Az.: VII-

Verg 81/11, sub II.1.b), Rdnr. 17 – zit. nach juris). 

Es reicht nicht aus, die Rüge zusammen mit dem An-

gebot im verschlossenen Umschlag bei dem Auftrag-

geber einzureichen. Es ist aus Gründen der Sicherstel-

lung des Geheimwettbewerbs und zwecks Vermeidung 

von kollusivem Zusammenwirken von Vergabestellen 

und Bietern ein zentraler Grundsatz im vergaberechtli-

chen Wettbewerb, dass keines der eingegangenen An-

gebote vor Ablauf der Angebotsfrist geöffnet und in-

haltlich zur Kenntnis genommen werden darf. Dies nor-

miert § 55 Abs. 1 VgV ausdrücklich. Die Angebote müs-

sen daher seitens der Bieter in einem verschlossenen 

Umschlag eingereicht werden, § 53 Abs. 5 VgV. Eine 

Angebotsöffnung vor Ablauf der Angebotsfrist wäre ein 

schwerer Fehler des Auftraggebers. Darf der Inhalt des 

verschlossenen Umschlags aus rechtlichen Gründen 

aber erst nach Ablauf der Angebotsfrist zur Kenntnis 

genommen werden, so ist auch die Möglichkeit der 

Kenntnisnahme und damit der Zugang im Sinne von § 

130 Abs. 1 BGB erst mit Ablauf der Angebotsfrist gege-

ben (grundlegend: OLG Düsseldorf, Beschluss vom 7. 

Dezember 2011, Az.: VII-Verg 81/11, Rdnr.29 – zit. nach 

juris, noch zu § 17 Abs. 1 S. 1 EG VOL/A, der dem § 55 

VgV inhaltlich in vollem Umfang entsprach; bestäti-

gend: Wiese, in: Kulartz/Kuß/Portz/Prieß (Hrsg.), Kom-

mentar zum GWB-Vergaberecht, 4. Aufl. 2016, § 160 

Rdnr. 153). Eine Rüge ist nur selten als „bloße Förme-

lei“ entbehrlich. 

Die Rüge gerade vor Ablauf der Angebotsfrist soll dem 

Auftraggeber die Möglichkeit geben, bei Fehlern in den 

Vergabeunterlagen, die er erst mithilfe der Rüge er-

kennt, gegenzusteuern, und zwar bevor alle Bieter ihre 

Angebote erstellt und eingereicht haben. Die Grunds-

ätze zur Funktion der Rügeobliegenheit zeigen auch, 

dass auf dieses Erfordernis grundsätzlich nicht als Zu-

lässigkeitskriterium im Nachprüfungsverfahren ver-

zichtet werden kann (vgl. zur Bedeutung der Rügeob-

liegenheit als Zulässigkeitsvoraussetzung OLG Düssel-

dorf, Beschluss vom 10. Juni 2015 – VII-Verg 4/15 und 

vom 21. Oktober 2015 – VII-Verg 28/14). Eine aus den 

Grundsätzen von Treu und Glauben ableitbare Aus-

nahme ist ggf. „dann anzunehmen, wenn die Vergabe-

stelle von vornherein eindeutig zu erkennen gegeben 

hätte, dass sie unumstößlich an ihrer Entscheidung 

festhalten wird, sie also unter keinen Umständen, auch 

nicht auf Rüge eines der Bieter hin, gewillt ist, einen 

vorliegenden Verfahrensverstoß abzustellen“ (OLG 

Koblenz, Beschluss vom 18: September 2003, Az.: 1 

Verg 4/03, Rdnr. 59 m.w.N. – zit nach juris; in diesem 

Sinne auch OLG Düsseldorf, Beschluss vom 16. Februar 

2005, Az.: V-Verg 74/04, Rdnr. 48 – zit. nach juris). 

Diese Ausnahme kann etwa dann angenommen wer-
den, wenn genau der von einem Bieter erkannte Verga-
berechtsverstoß schon Gegenstand einer ordnungsge-
mäßen Rüge eines anderen Bieters war und die Verga-
bestelle diese bereits argumentativ und erkennbar 
endgültig als unberechtigt zurückgewiesen hat. Die 
bloße Vermutung, eine Rüge werde erfolglos sein, ge-
nügt demgegenüber nicht (vgl. Summa in: Heier-
mann/Zeiss, jurisPK-Vergaberecht, 4. Aufl. 2013, § 107 
GWB, Rn. 155). In Fällen drohenden Verlustes des Pri-
märrechtsschutzes, beispielsweise, wenn ein Antrag-
steller erst einen Tag vor der möglichen Zuschlagsertei-
lung positive Kenntnis von einem Vergabeverstoß er-
langt, kann eine Rüge gegenüber der Vergabestelle 
noch am selben Tag ausnahmsweise nicht erwartet 
werden, weil ansonsten effektiver Rechtsschutz nicht 
erlangt werden könnte (vgl. hierzu OLG München, Be-
schluss vom 07. August 2007 – Verg 8/07 –, juris, Rn. 15 
und 16, wo ein „Zeitdruck“ bestand; Weyand a.a.O. Rn. 
409 mwN; Kadenbach, in: Willenbruch/Wieddekind, 
Vergaberecht, 3. Aufl. 2014, § 107 GWB Rn. 51). 

Wir unterstützen Sie, wenn gewünscht gerne. 

Bei Nichtabhilfe ist erforderlich Stellung eines Nach-
prüfungsantrages bei der Vergabekammer. 

Nachprüfungsverfahren der Vergabekammer (am 

Bsp. der Vergabekammer Südbayern)  

Gemäß § 2 der Verordnung zur Regelung von Organisa-
tion und Zuständigkeiten im Nachprüfungsverfahren 
für öffentliche Aufträge (BayNpV) ist bei der Regierung 
von Oberbayern die Vergabekammer Südbayern ein-
gerichtet worden. 

Sie ist zuständig für die Nachprüfung der Vergabever-
fahren von Öffentlichen Auftraggebern nach § 99, Sek-
torenauftraggebern nach § 100 und Konzessionsge-
bern nach § 101 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen (GWB) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 26. Juni 2013 (BGBl. I S. 1750, 3245), zuletzt 
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geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 17. Februar 
2016 (BGBl. I S. 203), die ihren Sitz in den Regierungs-
bezirken Oberbayern, Niederbayern oder Schwaben 
haben, soweit nicht die Vergabekammern des Bundes 
zuständig sind. 

Dies gilt nur für solche Aufträge, deren geschätzter 
Auftragswert oder Gesamtauftragswert den jeweili-
gen EG-Schwellenwert erreicht oder übersteigt. 

Nachprüfungsverfahren für Vergabeverfahren, die vor 
dem 18. April 2016 begonnen haben, einschließlich der 
sich an diese anschließenden Nachprüfungsverfahren 
sowie am 18. April 2016 anhängige Nachprüfungsver-
fahren sind nach den hierfür bisher geltenden Vor-
schriften zu beenden. 

Die Vergabekammer leitet ein Nachprüfungsverfahren 
nur auf Antrag ein. Antragsbefugt ist jeder Wirtschafts-
teilnehmer, der ein Interesse am Auftrag hat und eine 
Verletzung in seinen Rechten nach § 97 Abs. 6 GWB 
durch Nichtbeachtung von Vergabevorschriften gel-
tend macht. Dabei ist darzulegen, dass dem Wirt-
schaftsteilnehmer durch die behauptete Verletzung 
der Vergabevorschriften ein Schaden entstanden ist o-
der zu entstehen droht. 

Zur Unzulässigkeit eines Antrages auf Nachprüfung 
wird auf § 160 GWB verwiesen. 

Der Antrag ist schriftlich bei der Vergabekammer Süd-
bayern einzureichen und unverzüglich zu begründen. 
Er soll ein bestimmtes Begehren enthalten. 

Ein Antragsteller ohne Wohnsitz oder gewöhnlichen 
Aufenthalt, Sitz oder Geschäftsleitung in der Bundesre-
publik Deutschland, hat einen Empfangsbevollmächtig-
ten innerhalb der Bundesrepublik Deutschland zu be-
nennen. 

Anträge auf Nachprüfung von Vergabeverfahren, die 
unter die BayNpV fallen, sind an folgende Adresse zu 
richten: 

Regierung von Oberbayern 
Vergabekammer Südbayern 
80534 München 

Telefon  +49 89 2176-2411 
Telefax  +49 89 2176-2847 

Wir unterstützen Sie, wenn gewünscht gerne. 

VergabeManagement - Verg-
Man ®: VGH Baden-Würt-
temberg, Beschluss vom 
19.07.2022 - 1 S 1121/22:  
 
Der bei gemeindlichen Bauplatzvergaben grundsätz-

lich bestehende, in Art. 3 Abs. 1 GG wurzelnde sog. 

Vergabeverfahrensanspruch vermittelt Bewerbern ei-

nen Anspruch auf eine ermessens-, insbesondere 

gleichheitsrechtsfehlerfreie Vergabeentscheidung 

 
vorgestellt von Thomas Ax 
 
Jeder Mitbewerber muss aufgrund seines Anspruchs 

auf Gleichbehandlung eine faire Chance erhalten, 

nach Maßgabe der für die spezifische Vergabe we-

sentlichen Kriterien und des vorgesehenen Verfah-

rens berücksichtigt zu werden. Das setzt voraus, dass 

der die Vergabeentscheidung treffende Hoheitsträger 

etwaige ermessenslenkende Richtlinien im Hinblick 

auf die Vergabekriterien so klar und eindeutig formu-

liert, dass jeder verständige Bewerber sie gleicherma-

ßen verstehen, seine Chancen abschätzen und insbe-

sondere erkennen kann, welche Unterlagen er einrei-

chen und welche Angaben er machen muss, um im 

Vergabeverfahren zugelassen und inhaltlich berück-

sichtigt zu werden (sog. Transparenzgebot). 

VGH Baden-Württemberg, Beschluss vom 19.07.2022 - 

1 S 1121/22 

vorhergehend: 

VG Sigmaringen, 22.04.2022 - 4 K 4006/21 
 
Gründe 
 
I. 
 
Die Beteiligten streiten um die Vergabe von Baugrund-
stücken. 
 
Die Antragsgegnerin beabsichtigt, sechs in ihrer Ge-
markung im Baugebiet "Obere Halde" liegende und ih-
rem Eigentum stehende Grundstücke zu veräußern. 
Die Grundstücke befinden sich im Geltungsbereich ei-
nes Bebauungsplans, der ein allgemeines Wohngebiet 
(Bauplätze Nrn. 28 und 38) bzw. ein eingeschränktes 
Mischgebiet (Bauplätze Nrn. 51, 61/1, 61/2 und 62) 
festsetzt. 
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Am 14.07.2021 beschloss der Gemeinderat der An-
tragsgegnerin "Vergaberichtlinien für die Zuteilung von 
gemeindeeigenen Baugrundstücken nach Konzept-
vergabe im Baugebiet Obere Halde" (im Folgenden: 
Vergaberichtlinien). Nach den Richtlinien erfolgt die 
Vergabe im Wege einer sog. Konzeptvergabe nach dem 
Bestpreis, der sich aus dem Kaufpreis (Gewichtung 
30%) und der Konzeptqualität (Gewichtung 70%) er-
mittelt. Um "festzustellen, ob Bewerber als Einzelper-
sonen oder als bewerbende Gemeinschaft zum Verga-
beverfahren zugelassen" werden können, wurden in 
den Richtlinien zum einen sog. Eignungskriterien ("All-
gemeine Nachweise der Bewerber") aufgestellt. Die 
Bewerber sollten dazu u.a. die "Befähigung zur Berufs-
ausübung" nachweisen und eine "Unternehmensbe-
schreibung" sowie die "Umsatzzahlen der letzten drei 
Jahre" vorlegen. Zum Zweiten wurden sog. Bewer-
tungskriterien zur "Sicherstellung der Qualität der ein-
zelnen Angebote/Konzepte und des positiven Nutzens 
für das Quartier" festgelegt und gewichtet ("Qualität 
des Bewerbers" x2, "Soziale Qualität" x2, "Ökologi-
sche/Energetische Qualität" x2, "Architektonische 
Qualität" x4, "Parkierungskonzept" x1) sowie be-
stimmt, dass die Bewerber für jedes einzelne Kriterium 
0 bis 3 Punkte erhalten könnten. Zum Dritten wurden 
in den Richtlinien die (weiteren) "einzureichenden Un-
terlagen" festgelegt, darunter ein "Bewerbungsschrei-
ben mit Konzeptbeschreibung und Erläuterung der Pla-
nung". Wegen der Einzelheiten der Richtlinien wird auf 
die von der Antragsgegnerin vorgelegte Verwaltungs-
akte verwiesen. 
 
Der Beschluss und die Richtlinien vom 14.07.2021 wur-
den im Amtsblatt der Antragsgegnerin vom 29.07.2021 
bekannt gemacht. Sie wies dort u.a. darauf hin, dass 
Bewerbungen bis zum 05.10.2021 eingereicht werden 
könnten und die Bewerber ihr Konzept auf eigene Kos-
ten und Risiken erstellten. 
 
Bei den Antragstellern handelt es sich um sieben Pri-
vatpersonen, die auf dem Grundstück Nr. 28 als Bau-
herrengemeinschaft vier Doppelhaushälften errichten 
möchten. Sie beabsichtigen, dieses Vorhaben gegebe-
nenfalls von der ... GmbH als Bauträgerin umsetzen zu 
lassen. Diese GmbH fragte im Rahmen eines Telefonats 
- dessen Inhalt im Übrigen zwischen den Beteiligten 
umstritten ist - bei der Antragsgegnerin nach, ob sich 
auch private Bauherrengemeinschaften auf die Bau-
plätze Nr. 28 und 38 bewerben könnten, was die An-
tragsgegnerin bejahte. 
 
Bei den Beigeladenen zu 1 bis 3 handelt es sich jeweils 
um Gesellschaften mit beschränkter Haftung, die als 
Bauträger am Markt agieren. 

Auf den Bauplatz Nr. 28 bewarben sich die Antragstel-
ler und die Beigeladene zu 3, auf den Bauplatz Nr. 38 
die Beigeladene zu 3 (und weitere, nicht am vorliegen-
den Gerichtsverfahren beteiligte Bauherrengemein-
schaften), auf den Bauplatz Nr. 51 die Beigeladene zu 
3, auf die die Bauplätze Nrn. 61/1 und 61/2 jeweils die 
Beigeladenen zu 1 und zu 2 und auf den Bauplatz Nr. 
62 die Beigeladene zu 2. 
 
Die Antragsteller reichten ihre Bewerbung selbst als 
Privatpersonen - d.h. nicht etwa über die ... GmbH - ein 
und traten als Bauherrengemeinschaft auf. Sie legten 
ein Kaufpreisangebot, einen Lageplan mit Baugrenzen 
im Maßstab 1:500, Grundrisse, Ansichten und Schnitte 
der geplanten Doppelhaushälften, eine Wohnflächen-
berechnung, eine Berechnung der GFZ und GRZ sowie 
jeweils ein Vorstellungsschreiben der vier Familien der 
Antragsteller nebst Finanzierungsbestätigungen vor. 
Zusätzlich beschrieben sie ihr Vorhaben wie folgt: "[...] 
zur Bebauung mit 4 Doppelhaushälften nach Konzept-
vergabe. Errichtet werden die Doppelhäuser in KFW 55 
Massivbauweise mit regionalen Handwerksbetrieben. 
Ausgestattet mit erneuerbaren Energien, wie Wärme-
pumpe mit Fußbodenheizung, Installation/bzw. Vorbe-
reitung Photovoltaikanlagen mit Batteriespeicher (des-
wegen Haus mit Satteldach Ausrichtung Süden), Vorbe-
reitung E-Ladestationen. Des Weiteren begrünte Flach-
dachgaragen. Die Neuvermessung und zusätzlich benö-
tigte innere Erschließung wird ebenfalls von uns über-
nommen. [...] Die Unterlagen entsprechen dem Bebau-
ungsplan - alle Vorschriften wurden eingehalten!". 
 
Der von dem Gemeinderat der Antragsgegnerin gebil-
dete Grundstücksvergabeausschuss, dem ihre Bürger-
meisterin und fünf weitere Mitglieder des Gemeinde-
rats angehören, erörterte die Bewerbungen in einer 
nichtöffentlichen Sitzung am 11.10.2021. Dem von der 
Antragsgegnerin vorgelegten Protokoll der Sitzung ist 
zu entnehmen, dass die Bürgermeisterin u.a. aus-
führte, für die Bauplätze Nrn. 28 und 38 seien mehrere 
Bewerbungen eingegangen, allerdings könne nur das 
Konzept der Beigeladenen zu 3 berücksichtigt werden, 
weil die Bewerbungen der Bauherrengemeinschaften 
(darunter die Antragsteller) nicht vollständig seien. Es 
seien nicht alle geforderten Unterlagen beigelegt wor-
den und es handele sich weniger um Konzepte, son-
dern eher um Baugesuche. Wegen der Einzelheiten 
wird auf das Protokoll verwiesen. Dieses wurde von der 
Antragsgegnerin allerdings in Absprache mit dem Ver-
waltungsgericht wegen von der Beigeladenen zu 2 gel-
tend gemachter Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse 
nur mit Schwärzungen vorgelegt und ist daher nur aus-
zugsweise lesbar. 
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Am 20.10.2021 wurde die Grundstücksvergabe im Ge-
meinderat erörtert. In dem - von der Antragsgegnerin 
ebenfalls nur mit Schwärzungen vorgelegten - Proto-
koll der Sitzung ist u.a. festgehalten, dass der Gemein-
derat auf Vorschlag der Bürgermeisterin einem Vor-
schlag des Grundstücksvergabeausschusses zur punk-
temäßigen Bewertung der von den Beigeladenen zu 1 
bis 3 für die Grundstücke 61/1, 61/2 bzw. 62 vorgeleg-
ten Konzepte sowie dem Vorschlag, diese Grundstücke 
an die Beigeladene zu 2 zu vergeben, zustimmte. Dem 
Protokoll ist weiter zu entnehmen, dass die Bürger-
meisterin erklärte, dass in Bezug auf die Vergabe der 
Grundstücke 28 und 38 nur ein Konzept eingegangen 
sei, "das nach den Vergaberichtlinien gewertet werden 
könne. Die anderen Bewerbungen der Bauherrenge-
meinschaften (darunter die Antragsteller) erfüllten die 
Kriterien der Vergaberichtlinien nicht und die Unterla-
gen sind nicht vollständig". Weitere Erläuterungen 
dazu sind dem auch insoweit teilgeschwärzten Proto-
koll nicht zu entnehmen. Dem Vorschlag des Verga-
beausschusses entsprechend beschloss der Gemeinde-
rat, die Grundstücke Nrn. 28, 38 und 51 an die Beigela-
dene zu 3 zu vergeben. Die Beschlüsse wurden in der 
öffentlichen Sitzung des Gemeinderats vom 
17.11.2021 bekannt gegeben. 
 
Mit Schreiben vom 19.11.2021 unterrichtete die An-
tragsgegnerin die Beigeladenen zu 2 und 3 von den zu 
ihren Gunsten ausgefallenen Beschlüssen und teilte 
ihnen mit, dass notarielle Kaufverträge vorbereitet 
würden. 
 
Mit Schreiben vom 24.11.2021 teilte die Antragsgegne-
rin der Beigeladenen zu 1 mit, dass ihre Bewerbung 
"aufgrund der zu geringen Punktzahl" nicht habe be-
rücksichtigt werden können. Den Antragstellern teilte 
die Antragsgegnerin mit vier weiteren Schreiben eben-
falls vom 24.11.2021 mit, dass ihre Bewerbung "auf-
grund der zu geringen Punktzahl und der fehlenden Er-
füllung der Voraussetzungen" nicht habe berücksich-
tigt werden können. 
 
Am 29.11.2021 legten die Antragsteller Widerspruch 
gegen die Vergabeentscheidung betreffend das Grund-
stück Nr. 28 ein. Die Beigeladene zu 1 widersprach der 
Entscheidung betreffend die Grundstücke 61/1 und 
61/2. 
 
Am 21.12.2021 haben die Antragsteller bei dem Ver-
waltungsgericht beantragt, es der Antragsgegnerin im 
Wege der einstweiligen Anordnung zu untersagen, "die 
Bauplätze des Baugebiets 'Obere Halde'" zu vergeben 
und notarielle Kaufverträge über sie abzuschließen, so-

lange nicht "über die Rechtswirksamkeit der Vergabe-
richtlinien" vom 14.07.2021 entschieden ist. Zur Be-
gründung haben sie u.a. vorgetragen, die Vergabericht-
linien enthielten mehrere Regelungen, die zu unbe-
stimmt und daher nichtig seien. Sie verlangten z.B., 
dass ein "Konzept" vorgelegt werde, ohne näher zu be-
stimmen, was dies sein solle. Auch die Regelungen über 
die Bewertungskriterien selbst seien rechtswidrig. 
Über die Bewerbernachweise würden von Privatperso-
nen Unterlagen verlangt, die diese nicht vorlegen 
könnten, nämlich die Befähigung zur Berufsausbildung, 
eine Unternehmensbeschreibung, Umsatzzahlen und 
eine Berufshaftpflichtversicherung. Welche Unterla-
gen Privatleute insoweit vorzulegen hätten und wie 
dies jeweils bewertet würde, sei in den Vergaberichtli-
nien nicht geregelt. Auch die Anwendung der Vergabe-
richtlinien sei fehlerhaft erfolgt. 
 
Die Antragsgegnerin ist dem Eilantrag entgegengetre-
ten. Sie hat u.a. geltend gemacht, die Vergaberichtli-
nien seien rechtmäßig und auch ihre Anwendung im 
Einzelfall sei nicht zu beanstanden. Die Antragsteller 
hätten kein Konzept eingereicht, sondern lediglich ein 
Bewerbungsschreiben. Entgegen den Vergaberichtli-
nien hätten die Antragsteller ihre Planung nicht näher 
erläutert. Ausführungen zu deren sozialen, ökologi-
schen sowie architektonischen Qualität sowie der ihres 
Parkierungskonzepts hätten sie nicht gemacht. Es sei 
daher nicht zu beanstanden, dass die Antragsgegnerin 
das Grundstück Nr. 28 nicht an die Antragsteller verge-
ben habe. Ferner sei es so, dass die Antragsteller ge-
mäß den Richtlinien ungeeignet für den Erwerb des 
Grundstücks seien. Sie verfügten über keinerlei Fach-
kunde bezüglich der Errichtung von Reihenhäusern und 
der Umsetzung von Konzepten zur Sicherung der ge-
ordneten städtebaulichen Entwicklung. Da ihre Bewer-
bung unvollständig sei, seien sie zu Recht vom weiteren 
Verfahren ausgeschlossen worden. Mangels konzepti-
oneller Ausführungen in ihrem Angebot sei dieses auch 
mit 0 Punkten zu bewerten gewesen. 
 
Mit Beschluss vom 28.02.2022 hat das Verwaltungsge-
richt die Beigeladenen zu 1 bis 3 zu dem Verfahren bei-
geladen. 
 
Die Beigeladene zu 1 hat ebenfalls einen Antrag auf Er-
lass einer einstweiligen Anordnung gestellt und bean-
tragt, der Antragsgegnerin zu untersagen, "die Bau-
plätze des Baugebiets 'Obere Halde' ... zu vergeben" 
und notarielle Kaufverträge über sie abzuschließen, 
"bis die Rechtmäßigkeit der Vergabeentscheidung und 
Zurückweisung der Bewerbung der Beigeladenen (zu 1) 
rechtskräftig entschieden ist". Sie hat geltend gemacht, 
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sie sei durch die Vergabeentscheidung der Antragsgeg-
nerin in ihrem Anspruch auf eine sachgerechte, willkür-
freie und transparente Entscheidung aus Art. 3 Abs. 1 
GG verletzt. Bereits die Vergaberichtlinie sei rechtswid-
rig, weshalb jede auf ihr basierende Vergabeentschei-
dung ebenfalls rechtswidrig sei. Die einzelnen Bewer-
tungskriterien seien zu unbestimmt und daher nichtig. 
Das bei Vergabeentscheidungen zu beachtende Trans-
parenzgebot verlange, dass die aufgestellten Vergabe-
kriterien so klar, eindeutig und unmissverständlich for-
muliert seien, dass jeder verständige und durchschnitt-
liche Bewerber sie gleichermaßen verstehen und seine 
Chancen hierauf abschätzen könne. Dem genügten die 
Vergaberichtlinien nicht. Die Antragsgegnerin habe 
sich im Laufe des Vergabeverfahrens auch intranspa-
rent verhalten, was einen eigenständigen Rechtsver-
stoß darstelle. Sie habe der Beigeladenen zu 1 zuge-
sagt, sie erhalte die Bewertungsmatrix der Punkte-
vergabe, um sich ein eigenes Bild hinsichtlich ihres An-
gebots machen zu können. Dem sei sie indessen nie 
nachgekommen. 
 
Die Beigeladene zu 2 hat erstinstanzlich u.a. vorgetra-
gen, der Beigeladenen zu 1 fehle zum Teil schon die An-
tragsbefugnis. Im Hinblick auf eine Unbestimmtheit der 
Vergaberichtlinien sei sie zudem präkludiert. Die 
Vergaberichtlinien seien aber ohnehin rechtmäßig. In 
den Vergaberichtlinien sei detailliert aufgeführt und er-
läutert, nach welchen einzelnen Kriterien die einge-
reichten Konzepte bewertet würden. Die in den Verga-
berichtlinien verwendeten Eignungskriterien entsprä-
chen dem Standardkatalog des § 45 VgV und seien da-
her nicht zu beanstanden. Auch die von ihr behauptete 
Intransparenz des Vergabeverfahrens liege nicht vor. 
 
Mit Beschluss vom 22.04.2022 - 4 K 4006/21 - hat das 
Verwaltungsgericht auf den Antrag der Antragsteller 
der Antragsgegnerin untersagt, den Bauplatz Nr. 28 zu 
vergeben und notarielle Kaufverträge über ihn abzu-
schließen, solange nicht über die Rechtswirksamkeit 
der Vergaberichtlinien vom 14.07.2021 entschieden 
ist. "Auf den Antrag der Beigeladenen zu 1" hat das Ver-
waltungsgericht eine auf die Bauplätze Nrn. 61/1 und 
61/2 bezogenen und im Übrigen gleichlautende einst-
weilige Anordnung erlassen. Im Übrigen hat es die An-
träge abgelehnt. Zur Begründung hat es u.a. ausge-
führt, die Anträge der Antragsteller und der Beigelade-
nen zu 1 seien unzulässig, soweit sie Bauplätze beträ-
fen, auf die sie sich nicht beworben hätten. Soweit sie 
zulässig seien, seien die Anträge auch begründet. Die 
Antragsteller und die Beigeladene zu 1 hätten insbe-
sondere jeweils einen Anordnungsanspruch glaubhaft 
gemacht. Dieser folge aus Art. 3 Abs. 1 GG. Es sei Aus-
fluss der in Art. 28 Abs. 2 S. 1 GG, Art. 71 Abs. 1 und 2 

LV verbürgten kommunalen Selbstverwaltungsgaran-
tie, dass eine Gemeinde frei darüber entscheiden 
könne, ob und inwieweit sie in ihrem Eigentum ste-
hende Grundstücke veräußere. Entschließe sie sich zu 
einem solchen Schritt, habe der betroffene Bürger ei-
nen Anspruch im Rahmen der Vergabepraxis auf er-
messensfehlerfreie Entscheidung und Berücksichti-
gung im Auswahlverfahren (Vergabeverfahrensan-
spruch). Die Gemeinde könne dabei das ihr zustehende 
Ermessen durch ermessenslenkende Verwaltungsvor-
schriften - hier Vergaberichtlinien - ausgestalten. In ei-
nem solchen Fall binde sich die Gemeinde bei künftigen 
Entscheidungen selbst mit der Folge, dass ein Bewer-
ber sich allein deshalb auf einen Verstoß seines An-
spruchs auf ermessensfehlerfreie Entscheidung beru-
fen könne, wenn die Gemeinde von der in der Richtlinie 
vorgesehenen Anwendungspraxis abweiche. Eine sol-
che Selbstbindung der Verwaltung setze voraus, dass 
die Richtlinie ihrerseits mit dem höherrangigen Recht, 
insbesondere mit Verfassungsrecht, vereinbar sei. Das 
Recht der Antragsteller und der Beigeladenen zu 1 auf 
ermessensfehlerfreie Entscheidung habe die Antrags-
gegnerin durch ihre Auswahlentscheidung verletzt. 
Dies folge daraus, dass die Vergaberichtlinien jeden-
falls materiell rechtswidrig seien, weil sie gegen Art. 3 
Abs. 1 GG verstießen. Die sog. Eignungskriterien in den 
Vergaberichtlinien führten zu einer ungerechtfertigten 
Schlechterstellung von privaten Bauplatzbewerbern 
gegenüber Bauträgern und anderen gewerblichen Bau-
platzbewerbern. Die Vergaberichtlinien sähen vor, dass 
nur Bewerber, die die Eignungskriterien erfüllen, zum 
Vergabeverfahren zugelassen werden könnten. Perso-
nen, die hiernach ungeeignet seien, würden von vorn-
herein vom Vergabeverfahren ausgeschlossen, unge-
achtet der Qualität ihres Bebauungskonzepts. Zum 
Nachweis der Eignung sollen nach den Vergaberichtli-
nien Unterlagen beigebracht werden, darunter die Be-
fähigung zur Berufsausübung, einschließlich Auflagen 
hinsichtlich der Eintragung in einem Berufs- oder Han-
delsregister, eine Unternehmensbeschreibung, Um-
satzzahlen der letzten drei Jahre, eine Berufshaft-
pflichtversicherung und Referenzen früherer Baupro-
jekte. Diese Liste an vorzulegenden Unterlagen sei of-
fensichtlich § 45 Abs. 1 und 4 VgV nachgebildet, der 
sich ausweislich der amtlichen Überschrift des 5. Un-
terabschnitts in Abschnitt 2 der Vergabeverordnung 
("Anforderungen an Unternehmen; Eignung") aus-
schließlich auf Unternehmen beziehe - bei denen die 
Eignungskriterien ihre Berechtigung hätten -, nicht 
aber auf Privatpersonen (Verbraucher). Die Art der vor-
zulegenden Unterlagen seien Dokumente mit Kennzah-
len, die eine natürliche Person, die einen Bauplatz zur 
Errichtung eines Eigenheims erwerben wolle, typi-
scherweise nicht vorlegen könne, ein gewerblicher 



Seminare 
 

62 

Seminare 
Intensiv-Seminar „Kommunal-Leasing“ am 27.10.2022 

(Online-Seminar über Zoom) 

 

• 3 Referenten:  
o Dr. Michael Kroll, LeaSoft GmbH 
o Dr. jur. Thomas Ax, Ax Rechtsanwälte 
o Michael Ruf, Stadt Konstanz 

• Inhalt u.a. (ausführliche Gliederung auf unse-
rer website): Vertragsgestaltung – Ausschrei-
bung/Vergabe – Wirtschaftlichkeitsnachweis – 
Zuschüsse – Zeichnungsberechtigung – Ge-
nehmigung – Ausweis im Haushalt (Kameralis-
tik, Doppik) – Umsatzsteuer – Akquise-Tipps 
– incl. Digitalpakt Schule, Corona-Luftfilter, e-
Bike-Leasing 

• 1-Tages Intensiv-Seminar 
• Online-Seminar über Zoom 
• Teilnehmer*innen-Begrenzung! 

Inhalt: 

• Aktuelles zum Kommunal-Leasingmarkt / 

Leasingmarkt mit der öffentlichen Hand 

incl. Digitalpakt Schule, Corona-Luftfilter, e-

Bike-Leasing 

• Besonderheiten der Vertragsgestaltung im 

Kommunal-Leasing 

• Ausweis von Leasingverträgen/-verpflichtun-

gen im öffentlichen Haushalt (Kameralistik 

und Doppik) 

• Ausschreibung und Vergabe von Leasingver-

trägen mit der öffentlichen Hand: 

• Europäisches versus nationales Ausschrei-

bungsrecht 

• Bestimmung des Schwellenwertes 

• Mögliche Ausschreibungsverfahren/-varianten 

• Anwendung des altes oder des neuen Recht? 

• Bestimmung des Auftragswertes 

• Leasingausschreibung versus Kaufausschrei-

bung mit anschließendem Leasing 

• Besonderheiten im eBike-Leasing 

• Rechtsfolgen fehlender/falscher Ausschrei-

bungen für Leasinganbieter 

• Vertretungsberechtigung: 

• Zeichnungsberechtigung bei Kommunen, Län-

dern, Bund, Zweckverbänden, Stadtwerken 

und sonstigen Körperschaften des öffentli-

chen Rechts 

• Formvorschriften wie „1 oder 2 Unterschrif-

ten?“, Dienstsiegel etc. 

• Vorsicht bei Kommunen in der Haushaltssi-

cherung 

• Rechtsfolgen fehlender/falscher Unterschrif-

ten/Formalien für Leasinganbieter 

• Der wichtige Begriff der „Laufenden Verwal-

tung“ 

• Einzelgenehmigungspflicht für Leasingver-

träge: 

• Genehmigungs-Vorschriften 

• Länderabhängige Erleichterungs- uns Ausnah-

mevorschriften 

• Rechtsfolgen einer fehlenden Genehmigung 

für Leasinganbieter 

• Nachweis der Wirtschaftlichkeit: 

• Gesetzliche Notwendigkeit 

• Quantitative (monetäre) und qualitative As-

pekte sind zu berücksichtigen! 

• Notwendigkeit von Vollkostenbetrachtungen 

• Verfahren (Kapitalwertmethode, Nutz-

wertanalyse etc.) 

• Problematik des Fehlens eines gesetzlich fi-

xierten Leasingbegriffs bzw. Leasingver-

trags(musters incl. AGBs) für die Ausschrei-

bung und den Wirtschaftlichkeitsnachweis 

• Zuschuss-Problematik 

• Umsatzsteuerliche Besonderheiten und Fall-

stricke 
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• Tipps für die Akquise von Kommunal-Leasing-

verträgen: 

• Wer sind die richtigen Ansprechpartner? Wer 

sind wichtige Multiplikatoren? 

• Wo finde ich Ausschreibungen? 

• Wo finde ich geplante Leasingvorhaben be-

reits im Vorfeld im Haushaltsplan? 

• Wie kann/darf ich Kommunen beraten und 

unterstützen? 

• Sinnvolle Werbestrategien/-medien 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

Erfahren Sie mehr. 

https://ax-rechtsanwaelte.de/intensiv-seminar-kommunal-leasing
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Bestellformular 
 
VergabePrax 

☐ JA, hiermit bestelle ich kostenpflichtig die digi-

tale VergabePrax mit 12 Ausgaben pro Jahr für 

nur 72 € Jahresgebühr (zzgl. MwSt.). Die Kündi-

gung des Abonnements ist jeweils zum 30.06. 

und 31.12. eines jeden Jahres möglich. 

 

 

 

 

 

 

☐ JA, hiermit bestelle ich das kostenlose digitale 

Schnupper-Abo der VergabePrax. 

Dies beinhaltet zwei elektronische Monatsaus-

gaben der VergabePrax. Wenn nach der zwei-

ten elektronischen Ausgabe keine Kündigung 

erfolgt ist, wird das Abonnement kostenpflich-

tig. Jede weitere Ausgabe der VergabePrax kos-

tet dann 6 € inkl. MwSt. 

Eine Kündigung des Abonnements ist jeweils 

zum 30.06. und 31.12. eines jeden Jahres mög-

lich. 

 

 

 

Meine Daten  

Rechnungsanschrift  

Institution/Firma  
 

Name  
 

Straße/Nr.  
 

PLZ/Ort  
 

Telefon  
 

E-Mail  
 

Bestellannahme:  

Bitte senden Sie Ihre Bestellung per Post an den  

 
 

 

Uferstraße 16 

69151 Neckargemünd 

 

Tel.: +49 (0)6223/8688613 

Fax: +49 (0)6223/8688614 

 

www.ax-verlag.de 

 

mail@ax-verlag.de

Datenschutz - Garantie  

Ihre Kontaktdaten werden auf unseren Servern 
gespeichert. Wir setzen diese Daten jedoch aus-
schließlich für den Versand von E-Mail-Benach-
richtigungen bzw. des News-Letters ein. Es findet 
keine personenbezogene Verwertung statt. Ins-
besondere geben wir keine Daten an Dritte weiter 

und werden diese weder für eigene Marketingzwecke 
missbrauchen noch mit anderen Datenquellen ver-
knüpfen. Die statistische Auswertung anonymisierter 
Datensätze bleibt vorbehalten. 

 

 

 

http://www.ax-verlag.de/
mailto:mail@ax-verlag.de
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DR. JUR. THOMAS AX 
Maîtrise en Droit International Public 
(Paris X-Nanterre) 

 

Rechtsanwalt, Seniorpartner und Kanzleiinhaber 

Ax Rechtsanwälte 

1996 in FFM zur Rechtsanwaltschaft zugelassen blickt 

Thomas Ax auf über 20 Jahre anwaltliches Tun und 

viele Jahre Lehrtätigkeit als Professor in Karlsruhe und 

Heidelberg und mit den Jahren zuvor als Doktorand, 

wissenschaftlicher Mitarbeiter und Rechtsreferendar 

bzw. Assessor in Sachen Vergaberecht zurück. 

Seit 1993: Mehr als 1000 Fachbeiträge in Fachzeit-

schriften zu vergaberechtlichen, baurechtlichen und 

architektenrechtlichen Praxisproblemen; mehr als 70 

Handbücher, Leitfäden sowie Kommentare; Herausge-

ber von Fachzeitschriften. 

Projektentwicklung, -konzeptionierung, -begleitung, -

steuerung, -umsetzung für öffentliche und private Kun-

den mit der Ax Projects GmbH. 
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InterKomm.eu. 
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